
Öffentliche Gemeinderatssitzung am Montag, 16. November 2020, 19.00 Uhr 
 
Am kommenden Montag, 16. November 2020, findet um 19.00 Uhr eine öffentliche 
Gemeinderatssitzung in der Rheinauhalle mit folgender Tagesordnung statt: 
 
 

1. Bebauungsplan „Billfeld IV“ 

a) Abwägungsbeschluss der Stellungnahmen im Rahmen der erneuten 

öffentlichen Auslegung und erneuten Beteiligung der Behörden und 

Träger öffentlicher Belange mit verkürzter Frist 

b) Satzungsbeschluss 

2. Bauanträge 

a) Errichtung einer Steinmauer, Im Hahnheck 1, Flst.Nr. 6105; Antrag auf 

Befreiung 

b) Errichtung einer Einfriedung, Rottweg 1, Flst.Nr. 6085; Antrag auf 

Befreiung 

c) Neubau einer Sitzplatzüberdachung mit Gartengeräteraum, Im 

Hahnheck 11, Flst.Nr. 6067 

3. Nachkalkulation Wasserverbrauchsgebühren 2019 

4. Nachkalkulation Abwassergebühren 2019 

5. Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse 

6. Informationen 

7. Anfragen des Gemeinderates 

8. Einwohnerfragestunde 

 
 
Zu dieser Gemeinderatssitzung sind alle interessierten Einwohnerinnen und 
Einwohner recht herzlich eingeladen. Im Anschluss daran findet noch eine 
nichtöffentliche Gemeinderatssitzung statt. 
 
  
 
 
Veronika Laukart 
Bürgermeisterin 

 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

1 16.11.2020 X  Bebauungsplan „Billfeld IV“ 
a) Abwägungsbeschluss der Stellungnahmen im 
Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung und 
erneuten Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange mit verkürzter Frist 
b) Satzungsbeschluss 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Nach der erneuten öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange mit verkürzter Frist zum geänderten Entwurf 
des einfachen Bebauungsplans „Billfeld IV“ sind Stellungnahmen eingegangen. 
Die eingegangenen Stellungnahmen sind in der beiliegenden Synopse 
zusammengefasst. Den Stellungnahmen gegenübergestellt sind die Vorschläge zur 
Behandlung und Abwägung. 
 
Die beigefügte Satzung beinhaltet in § 1 den räumlichen Geltungsbereich und in § 2 
die Bestandteile der Satzung mit dem zeichnerischen Teil und den 
planungsrechtlichen Festsetzungen, sowie deren Begründung. 
Entsprechend den gesetzlichen Regelungen tritt die Satzung nach § 10 BauGB mit 
der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat behandelt die eingegangenen Stellungnahmen entsprechend 
beigefügter Synopse. 
Der einfache Bebauungsplan „Billfeld IV“ wird als Satzung beschlossen. 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltungen 
 Kenntnisnahme 
 
 
  
 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 
    2 a 16.11.2020 X  Errichtung einer Steinmauer, Im Hahnheck 1, Flst. 

Nr. 6105; Antrag auf Befreiung 
 
 
Sachverhalt: 
 
Bei der Gemeinde wurde hinsichtlich des Grundstückes Flst. Nr. 6105, Im Hahnheck 
1, ein Antrag auf Befreiung von baurechtlichen Vorschriften nach § 31 
Baugesetzbuch gestellt. 
Das betroffene Grundstück liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans 
„Hahnheck-Nußbaumgewann (Teil 1)“. Dieser Bebauungsplan enthält zu 
Einfriedigungen örtliche Bauvorschriften (u.a. „Als Einfriedigungen sind allgemein 
zulässig Hecken, senkrechte Holzlattenzäune und Maschendraht- oder 
Knüfgitterzäune.“ „Die Höhe von Zäunen gegenüber Verkehrsflächen beträgt max. 
1,20 m.“). 
Von den Eigentümern des Grundstückes wurde entgegen diesen Vorschriften 
(Bebauungsplan II. Örtliche Bauvorschriften Ziffern 3.1.1 und 3.1.3) eine Mauer 
errichtet. Durch das Landratsamt Rastatt als zuständige Baurechtsbehörde wurde 
mitgeteilt, dass diese Einfriedungsmauer gegen materielles Baurecht verstößt, somit 
zu entfernen bzw. durch eine bebauungsplankonforme Einfriedung zu ersetzen ist. 
Die Antragsteller beantragen, die Mauer bis zu einer Höhe von 1,20 m belassen zu 
können. 
 
Durch das Landratsamt Rastatt als zuständige Baurechtsbehörde wurde in einer 
Informationsveranstaltung zur Änderung der Landesbauordnung im September 2019 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bei neuen Bauleitplänen eine restriktive 
Anwendung erfolgt, um v.a. keine Präzedenzfälle zu schaffen. Es muss zudem 
darauf hingewirkt werden, dass der im Bauleitplan zum Ausdruck gekommene 
Planungswille der Kommune beachtet wird. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat stimmt der beantragten Befreiung von den baurechtlichen 
Bestimmungen des Bebauungsplans „Hahnheck-Nußbaumgewann (Teil 1)“ nicht zu. 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltungen 
 Kenntnisnahme 
 







 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 
    2 b 16.11.2020 X  Errichtung einer Einfriedung, Rottweg 1, Flst. Nr. 

6085; Antrag auf Befreiung 
 
 
Sachverhalt: 
 
Bei der Gemeinde wurde hinsichtlich des Grundstückes Flst. Nr. 6085, Rottweg 1, ein 
Antrag auf Befreiung von baurechtlichen Vorschriften nach § 31 Baugesetzbuch 
gestellt. 
Das betroffene Grundstück liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans 
„Hahnheck-Nußbaumgewann (Teil 1)“. Dieser Bebauungsplan enthält zu 
Einfriedigungen örtliche Bauvorschriften (u.a. „Die Höhe von Zäunen gegenüber 
Verkehrsflächen beträgt max. 1,20 m.“). 
Von den Eigentümern des Grundstückes wurde entgegen diesen Vorschriften 
(Bebauungsplan II. Örtliche Bauvorschriften Ziffer 3.1.3) ein Zaun mit 1,80 m Höhe 
zur Verkehrsfläche hin errichtet. Durch das Landratsamt Rastatt als zuständige 
Baurechtsbehörde wurde mitgeteilt, dass diese Einfriedung gegen materielles 
Baurecht verstößt, somit zu entfernen/zurückzubauen bzw. durch eine 
bebauungsplankonforme Einfriedung zu ersetzen ist. 
Die Antragsteller beantragen, den Zaun mit einer Höhe von 1,80 m belassen zu 
können. 
 
Durch das Landratsamt Rastatt als zuständige Baurechtsbehörde wurde in einer 
Informationsveranstaltung zur Änderung der Landesbauordnung im September 2019 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass bei neuen Bauleitplänen eine restriktive 
Anwendung erfolgt, um v.a. keine Präzedenzfälle zu schaffen. Es muss zudem 
darauf hingewirkt werden, dass der im Bauleitplan zum Ausdruck gekommene 
Planungswille der Kommune beachtet wird. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat stimmt der beantragten Befreiung von den baurechtlichen 
Bestimmungen des Bebauungsplans „Hahnheck-Nußbaumgewann (Teil 1)“ nicht zu. 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltungen 
 Kenntnisnahme 
 





 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 
    2 c 16.11.2020 X  Neubau einer Sitzplatzüberdachung mit 

Gartengeräteraum, Im Hahnheck 11, Flst. Nr. 6067 
 
 
Sachverhalt: 
 
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans 
„Hahnheck/Nußbaumgewann (Teil 1)“ in der Fassung gemäß der 1. Änderung vom 
12.06.2017. 
Die im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren eingereichte Planung beinhaltet 
einen überdachten offenen Freisitz in Verbindung mit einem Gartengeräteraum. 
 
Nach den Festsetzungen des geltenden Bebauungsplans sind Nebenanlagen auf 
den nicht überbaubaren Grundstücksflächen nur als Ausnahme zulässig (vgl. Ziffer 
1.2.1 der Bebauaungsvorschriften). Damit liegt eine Ausnahme von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes vor. 
 
Die Schaffung eines überdachten Freisitzes zum möglichen längeren Aufenthalt im 
direkten nachbarschaftlichen Grenzbereich wird hier kritisch betrachtet, da hier 
Konfliktsituationen entstehen könnten. Es wird zudem auf die Vermeidung der 
Schaffung von Präzedenzfällen hingewiesen. 
Die Errichtung eines Geräteraumes (einer einfachen Gerätehütte) zur Aufbewahrung 
von Gartengeräten wird als entsprechende Nebenanlage als ausnahmefähig 
betrachtet. 
 
Inwieweit hier noch bauordnungsrechtliche Vorschriften aus nachbarschützenden 
Funktionen betroffen sein könnten, ist der Prüfung der Baurechtsbehörde 
unterworfen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat stimmt der Errichtung eines Geräteraumes als Ausnahme von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes zu. Der Ausnahme zum Bau eines 
überdachten Freisitzes wird nicht zugestimmt. 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltungen 
 Kenntnisnahme 
 





 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 
3 16.11.2020 X  Nachkalkulation Wasserverbrauchsgebühr 2019 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.01.2019 wurde eine neue Kalkulation der Wasserverbrauchsgebühr für das 
Jahr 2019 aufgestellt. Diese brachte einen neuen Gebührensatz in Höhe von 1,56 € 
für den gesamten Kalkulationszeitraum mit sich.  
 
Bei der Wasserversorgung handelt es sich um eine Versorgungseinrichtung und ein 
wirtschaftliches Unternehmen. Nach § 14 Abs. 1 Satz 2 KAG können 
Versorgungseinrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen einen angemessenen 
Ertrag für den Haushalt erwirtschaften. Da für diese Einrichtung der 
Kostendeckungsgrundsatz nicht gilt, kann auch keine Verpflichtung zum Ausgleich 
von Kostenunterdeckungen bestehen. Nichts desto trotz werden Vorjahresergeb-
nisse in die Kalkulationen mit einbezogen. 
 
Die Gemeindeverwaltung hat zum Ende des Jahres 2019 eine Nachkalkulation zur 
Überprüfung des Gebührensatzes und Ermittlung der kalkulatorischen Kosten 
aufgestellt. Der ermittelte kostendeckende Gebührensatz für das Jahr 2019 liegt bei 
2,35 €. Da der festgelegte Gebührensatz über diesem ermittelten Gebührensatz liegt, 
ist der Gemeinde ein Verlust in Höhe von 89.278,06 Euro entstanden. 
Durch die Berücksichtigung der Gewinne aus den Jahren 2013 bis 2015 konnte 
dieser Verlust nahezu ausgeglichen werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt die Nachkalkulation der Wasserverbrauchsgebühr für 
das Jahr 2019. 
 
 
Anlage 
Nachkalkulation Wasserverbrauchsgebühr 2019 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 















 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 
4 16.11.2020 X  Nachkalkulation Abwassergebühren 2019 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.01.2018 wurde von der Firma Schmidt und Häuser eine neue Kalkulation der 
Abwassergebühren für den Zeitraum 2018 bis 2019 aufgestellt. Diese brachte neue 
Gebührensätze für Schmutzwasser in Höhe von 2,33 € und Niederschlagswasser in 
Höhe von 0,55 € für den gesamten Kalkulationszeitraum mit sich.  
 
Die Gemeindeverwaltung hat zum Ende des Jahres 2019 eine Nachkalkulation zur 
Überprüfung der Gebührensätze und Ermittlung der kalkulatorischen Kosten 
aufgestellt. Der ermittelte kostendeckende Gebührensatz für das Jahr 2019 liegt für 
Schmutzwasser bei 2,88 € und für Niederschlagswasser 0,47 €.  
 
Beim Schmutzwasser ergibt sich für 2019 eine Unterdeckung in Höhe von 70.476,70 
€, beim Niederschlagswasser eine Überdeckung in Höhe von 20.826,38 €. Das 
gebührenrechtliche Ergebnis für 2019 liegt insgesamt bei -49.650,32 €.  
 
Die Abwasserbeseitigung ist eine Pflichtaufgabe und hoheitliche Tätigkeit der 
Gemeinde Au am Rhein. Die Abwassergebühren sind daher kostendeckend 
festzusetzen, ein Gewinn darf nicht einkalkuliert werden. Erwirtschaftete Gewinne 
müssen innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ausgeglichen werden, 
erwirtschaftete Verluste können gleichermaßen ausgeglichen werden. 
 
Da die Gemeinde zum Ausgleich erwirtschafteter Gewinne verpflichtet ist, müssen 
Überdeckungen aus dem Jahr 2014 eingerechnet werden. Somit ergeben sich eine 
Unterdeckung für das Schmutzwasser in Höhe von 56.083,20 € und eine 
Überdeckung für das Niederschlagswasser in Höhe von 20.905,38 €, welche in die 
Kalkulation für die Jahre 2022/2023 eingestellt werden müssen. 
 



Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt die Nachkalkulation der Schmutzwasser- und 
Niederschlagswassergebühr 2019. 
 
 
Anlage 
Nachkalkulation Schmutzwasser- und Niederschlagswassergebühr 2019 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 






























